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Abgrenzung der Pforrei 5t. Bonifatius 
in Lörrach gegen die Pfarrei 5t. Fridolin in 

Lörrach-5tetten. 
Die Grenzen bet römisch-katholischen Kirchen- 

gemeinden St. Bonifatius unb St. Fridolin in 
Sort ach im südöstlichen Teil bet Kirchengemeinde 
St. Bonifatius werden mit Wirkung vom 1. April 
1939 in folgender Weise festgelegt: 

Die Grenze zwischen der Kirchengemeinde St. 
Bonifatius in Sott# und St. Fridolin in Sörrach- 
Stetten verläuft von dem östlichen Ende der Schiller- 
straße in der Achse der Stettengafse nordwärts bis 
zur südlichen Grenze des Rosenfelsparks; von biet 
an bet südlichen Begrenzung des Rosenfelsparks 
entlang bis zum Rosenfelsweg. Von da zieht die 
Grenze in nördlicher Richtung in der Achse des 
Rosenfelsweges bis zum Baselblickweg, in dessen 
verlängerter Achse sie dann ostwärts bis zum West- 
rand des Stadtwaldes läuft. Die Grenze folgt dann 
in südöstlicher Richtung betn Rand des Gemeinde- 
waldes bis zur ehemaligen Gemarkungsgrenze 
zwischen Sott# und Stetten, die dann nach Osten 
bin die weitere Pfarrgrenze bildet. 

Der Herr Minister des Kultus und Unterrichts 
bat durch Entschließung vom 6. Oktober 1939 
Nr. E 14394 im Einverständnis mit dem Herrn 
Minister des Innern gemäß § 5 Abs. 1 der Staats- 
ministerialverordnung vom 17. Mai 1923 die staat- 
liche Genehmigung hierzu erteilt. 

Freiburg i. Br., den 13. Oktober 1939. 

4- Conrad, 
Erzbischof. 

(Orb. 16. 10. 1939 Nr. 15635.) 

Der Frauentag am Feste der hl. Elisabeth. 
Der Krieg stellt nicht nur an bie Männer unb 

Jungmänner, sondern auch an die Frauen und 
Jungfrauen höchste Anforderungen. Wir haben uns 
deshalb entschlossen, auch in diesem Kriegsjahr den 
üblichen Frauentag am Sonntag, den 19. November, 
am Feste der heiligen Elisabeth, in der ganzen 
Erzdiözese durchzuführen. An diesem Sonntag soll 
in allen Gottesdiensten das Thema behandelt werden: 

„Welche religiös-sittlichen Aufgaben 
erwachsen der Frau und dem Mädchen 
aus der gegenwärtigen Zeitlage". 

Das Sehen der hl. Elisabeth, die ihren Gemahl 
im Kriege verlor, die Haus und Heimat verlassen 
mußte, die ihre Person und all ihr Hab unb Gut 
in heroischem Maße in den Dienst der Nächsten- 
liebe stellte, gibt reiche Gesichtspunkte zur praktischen 
Behandlung des obigen Themas. In großen Not- 
zeiten muß wahres, echtes Christentum in jeder 
Sebenslage sich voll bewähren. 

Außerdem sollen die Frauen und Jungfrauen 
auf ihren Ehrentag veranlaßt werben, bas hl. Sakra- 
ment der Buße zu empfangen, am Sonntag früh 
miteinander das hl. Opfer und das gemeinsame 
Opfermahl zu feiern und beides für die großen 
Anliegen der Zeit Gott aufzuopfern. Sie sollen 
dabei insbesondere der Krieger unb bet Zurück- 
geführten int Gebete gedenken. 

Am Sonntag Mittag wird es sich empfehlen, eine 
gemeinsame Andacht zu Ehren der hl. Elisabeth mit 
Ansprache und eucharistischem Segen in der Kirche 
abzuhalten unb dabei um einen baldigen ehrenvollen 
und gerechten Frieden zu beten. 

Wir legen Wert darauf, baß int Saufe des 
Herbstes und des Winters bie Frauen- unb Jung- 
frauenvereinigungen ihre religiöse Erbauungs- unb 
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Schulungsarbeit eifrigst fortsetzen und daß auch die 
Frauen und Mädchen durch geeignete Frauen- 
rednerinnen für ihre fraulichen Aufgaben in Familie, 
Kindererziehung und kirchlicher Kriegshilfe geschult 
und zu treuer Pflichterfüllung ermuntert werden. 
In jedem Dekanat wolle die Durchführung dieser 
Aufgaben alsbald besprochen werden. 

Freiburg i. Br., den 16. Oktober 1939. 

Erzbischöfliches Ordinariat. 

(Ord. 16. 10. 1939 Nr. 15677.) 

katholische Ainder und Jugend für ihre 
auslandsdeutschen Brüder und Schwestern. 

3)aa (p&pßKc&e SBW ber K atnbW in %ad)en 
ruft wie in früheren Jahren auch dieses Jahr die 
Kinder auf, für ihre deutschen Brüder und 
Schwestern, die im Ausland um ihr Glaubens- und 
Volksgut kämpfen, zu beten und zu opfern. 

Auch der Reichsverband für die katholischen Aus- 
ländsdeutschen in Berlin ersucht die schulentlassene 
Jugend wieder, für die katholische auslandsdeutfche 
Jugendmission ihr Scherflein beizutragen. 

Die religiöse Betreuung der Kinder und Jugend- 
lichen in den Volksdeutschen Siedlungen und Sprach- 
tnfeln bea Qlualanbea ist in Dieter 0eatehung un» 
zureichend. Deutsche Priester und Missionen führen 
erschütternde Klage über die trostlose Lage der 
kirchlich-religiösen Erziehung vieler auslandsdeutscher 
Kinder und Jugendlichen. Deshalb ist es katholische 
Ehrenpflicht für Kinder und Jugendliche, den 
notleidenden deutschen Glaubensbrüdern und 
-Schwestern nach besten Kräften zu helfen. 

3ßir orbnen begatt» an, baß am (Sonntag, ben 
12. November l. I., dieser kirchlichen und religiösen 
gißt bet W>K#en Rtnber unb Sagenbüchen im 
Slualanb auf ber ^anael befonbera Grw&hnung 
geschieht und daß an diesem Sonntag in allen Pfarr- 
und Kuratiekirchen eine allgemeine Kirchenkollekte 
durchgeführt wird. Die Kinder und die Jugend- 
lichen sind zur Opferwilligkeit und Gebefreudigkeit 
besonders zu ermuntern. 

Die Erträgnisse der Kollekte sind alsbald nicht 
an die obigen beiden Vereinigungen, sondern an die 
@tabi#Bf#e ßoßeRur in ßreiburg i. 0r., ^fl» 
scheck - Konto 237 9, Amt Karlsruhe, einzusenden, 
die dann die Eingänge weiterleitet. 

Fr ei bürg i. Br., den 16. Oktober 1939. 

Erzbischöfliches Ordinariat. 

(Ord. 12. 10. 1939 Nr. 15536.) 

Vollzug des ^ammluiigsgesetzss. 

Wir bringen nachstehend den Runderlaß des 
Reichsminifters des Innern vom 7. September 1939 
— II 43/39 — 9000 beö 
Reichs- und Preußischen Ministers des Innern, 
Ausgabe A, 4. Jg., Nr. 37, Sp. 1876 a und b) 
zur Kenntnis: 

„Die gegenwärtige Lage erfordert die Zusammen- 
faffung unb 6^66^6(66 ßenfung alle? Kräfte unb 
gRittel bea beu#d)en %oI(ea. %ua biefem @runbe 
ordne ich mit sofortiger Wirkung an: 

1. 2IÜe auf Grunb bea Sammlungagefe^ea oom 
5. SRooeutber 1934 (91001. I 6. 1086) erteilten 
Genehmigungen werben mit sofortiger Sßirfung 
widerrufen. Hierunter fallen insbesondere 

alle Genehmigungen zur Sammlung von Geld- 
unb Sacßfpenben ober sonstigen gelbwerten 
Leistungen, 
die Werbung von Mitgliedern im Sinne des § 2 
bea (Sammlungagefeßea, 
der Verkauf von Karten oder Gegenständen, die 
zum Eintritt zu einer öffentlichen Veranstaltung 
berechtigen, im Wege der im § 3 Abs. 1 des 
@ammlungagefe$ea aufgeführten SBertriebaarten, 
bie Don %eranftaKungen, bie mit 
bem ßtnmeia barauf angefünbigt ober empfohlen 
werden, daß ihr Erlös ganz oder teilweise zu 
gemetnn#tgen ober mübtäügen Sweden Der» 
wendet werde, 
ber Vertrieb Don Sßaren (Bettungen, Beitfchriften, 
^a^enbem, 0ro#üren usw. ober sonstigen Gegen» 
fl&nben) im Sinne bea § 5 bea Sammlunga» 
gefeßea, 
die von mir auf Grund des § 16 des Samm- 
lungagefeßea erteiüen 0efreiungen Don ber 0or» 
fchrift bea § 5 bea Sammtungagefeßea. 
2. Anträge auf Erteilung ber Genehmigung aur 

Durchführung von Sammlungen und sammlungs- 
ähnIt^^en %eran^^a[tungen ßnben bia auf weüerea 
(eine 0erüdß^^^tgung. Sch ersuche bie Genehmt» 
gungsbehörden, solche Anträge nicht an mich weiter- 
zuleiten, sondern sie unmittelbar abschlägig zu be- 
scheiden. 

3. Gegen bie %eran^^a^^ung nicht genehmigter 
Sammlungen werde ich ohne Rücksicht auf die Person 
bea %eran#aKera unb ben Gegenftanb ber Gamut» 
lung mit aller Schärfe vorgehen". 

ßu obiger Olnorbnung bea SReichainnenminiftera 
wird erläuternd folgendes bemerkt: 

1. Die Anordnung betrifft nur genehmigungs- 
pflichtige öffentliche Sammlungen und samm- 
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lungsähnliche Veranstaltungen. Bezüglich dieser wird 
bestimmt, daß: 

a) alle nach dem Sammlungsgesetz erteilten Ge- 
nehmigungen mit sofortiger Wirkung wider- 
rufen werden, 

t ) Anträge auf Erteilung neuer Genehmigungen 
nicht berücksichtigt werden, vielmehr abschlägig 
zu bescheiden sind, 

■ ) gegen Veranstaltungen nichtgenehmigter 
Sammlungen und sammlungsähnlicher Ver- 
anstaltungen, die genehmigungspflichtig sind, 
schärfstens vorgegangen werden soll. 

2. Unter die Anordnung des Reichsministers 
fallen also nicht alle nicht genehmigungspflichtigen 
Sammlungen und sammlungsähnlichen Veranstal- 
tungen, d. s. 

a) alle nichtöffentlichen Sammlungen und 
sammlungsähnlichen Veranstaltungen, wobei 
jedoch zu beachten ist, daß für den Begriff 
„nichtöffentlich" der Runderlaß des Reichs- 
und Preußischen Ministers des Innern vom 
5. %pnl 1937 1937 6. 246) W 
gebend ist; 

b) die öffentliche Werbung „echter" Mit- 
glieder im Sinne des § 2 des Sammlungs- 
gesetzes, d. h. die Werbung für eine Vereini- 
gung, bei der alle Mitglieder zum Verein 
iu einem festen persönlichen Verhält- 
nis stehen und für die Vereinszwecke aktiv 
tätig sind. Echte Mitgliedschaft wird hiernach 
nur dann vorliegen, wenn bei der Werbung 
deutlich zum Ausdruck gebracht wird, daß es 
in erster Linie auf die Herbeiführung eines 
festen persönlichen Verhältnisses zwischen der 
Vereinigung und ihren Mitgliedern sowie auf 
deren Betätigung auf irgendeinem Vereins- 
gebiet ankommt. Ist die Leistung des Mit- 
gliederbeitrages zwar als eine selbstverständ- 
liche Pflicht anzusehen, so darf sie doch an 
Bedeutung nie die erste Stelle einnehmen. 

<•) öffentliche Sammlungen und sammlungsähn- 
liche Veranstaltungen in Kirchen und kirch- 
lichen Versammlungsräumen beim Gottes- 
dienst (§ 15, Ziffer 4 des Sammlungsgesetzes), 
also insbesondere Kirchenkollekten. Hinsichtlich 
des Begriffes „Kirchenkollekte" ist zu be- 
achten, was in den Runderlassen des Reichs- 
und Preußischen Ministers des Innern vom 
5. 3pnl 1937 (%mfm 1937 6. 246) sowie 
Dom 9. Sunt 1937 (3m%6L 1937, 6.300 f.) 
ausgeführt ist. 

3. Was den genehmungspflichtigen Vertrieb 
von Waren (z. B. Zeitungen, Zeiffchriften, Ka- 

lendern, Broschüren usw. oder sonstigen Gegen- 
ständen) zu gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken 
anlangt, so gelten alle bisherigen Befreiungen 
von der Genehmigungspflicht gemäß § 16 
des Sammlungsgesetzes als widerrufen. 

4. Bei der Aussichtslosigkeit, eine Genehmigung 
zu erhalten, ist von Anträgen auf Erteilung einer 
Genehmigung abzusehen. 

5. Da gegen Übertretung der Bestimmungen des 
Sammlungsgesetzes schärfstes strafendes Vorgehen 
der zuständigen Behörden in Aussicht gestellt ist, 
wird dringend empfohlen, die gesetzlichen Vorschriften 
genau zu beachten. 

Freiburg i. Br>, den 12. Oktober 1939. 

Erzbischöfliches Ordinariat. 

(Orb. 9. 10. 1939 Nr. 15292.) 

Rriegswirtschaftsverordnung. 
Wir bringen nachstehend auszugsweise die Kriegs- 

wirtschastsverordnung des Vorsitzenden des Minister- 
rates für die Reichsverteidigung vom 4. September 
1939 (RGBl. I, S. 1609) sowie „Erste Durchfüh- 
rungsbestimmungen über den Kriegszuschlag zur 
Einkommensteuer (Erste EZDB.)" vom 4. September 
1939 01®%!. 1 @. 1613) ^enn^m3. 

1. Kriegswirtschaftsverordnung. 

Die Sicherung der Grenzen unseres Vaterlandes 
erfordert höchste Opfer von jedem deutschen Volks- 
genossen. Der Soldat schützt mit der Waffe unter 
Einsatz seines Lebens die Heimat. Angesichts der 
Größe dieses Einsatzes ist es selbstverständliche Pflicht 
jedes Volksgenossen in der Heimat, alle seine Kräfte 
und Mittel Volk und Reich zur Verfügung zu 
stellen und dadurch die Forfführung eines geregelten 
Wirffchaftslebens zu gewährleisten. Dazu gehört 
vor allem auch, daß jeder Volksgenosse sich die not- 
wendigen Einschränkungen in der Lebensführung 
und Lebenshaltung auferlegt. 

Der Ministerrat für die Reichsverteidigung ver- 
ordnet daher mit Gesetzeskraft: 

Abschnitt I. 

Kriegsschädliches Verhalten. 

§ 1 
(1) Wer Rohstoffe oder Erzeugnisse, die zum 

lebenswichtigen Bedarf der Bevölkerung gehören, 
vernichtet, beiseiteschafft oder zurückhält und dadurch 
böswillig die Deckung dieses Bedarfs gefährdet, 
wird mit Zuchthaus oder Gefängnis bestraft. In 
besonders schweren Fällen kann auf Todesstrafe 
erkannt werden. 
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(2) Wer Geldzeichen ohne gerechtfertigten Grund 
zurückhält, wird mit Gefängnis, in besonders schweren 
Fällen mit Zuchthaus bestraft. 

Abschnitt 11. 

Kriegssteuern. 

Unterabschnitt 1. 

Kriegszuschlag zur Einkommensteuer. 

§ 2 
Kreis der Steuerpflichtigen. 

(1) Das Reich erhebt einen Kriegszuschlag zur 
Einkommensteuer. 

(2) Unbeschränkt Einkommensteuerpflichtige, deren 
Einkommen 2400 Reichsmark nicht übersteigt, sind 
von dem Kriegszuschlag zur Einkommensteuer befreit. 

§ 3 
Höhe des Kriegszuschlags zur 

Einkommensteuer. 
(1) Der Kriegszuschlag zur Einkommensteuer 

bettägt 50 vom Hundert der Einkommensteuer für 
den Erhebungszeitraum (§ 4). 

(2) Der Kriegszuschlag zur Einkommensteuer darf 
nicht mehr als 15 vom Hundert des Einkommens 
bettagen, die Einkommensteuer und der Kriegs- 
zuschlag zur Einkommensteuer dürfen zusammen 
nicht mehr als 65 vom Hundert des Einkommens 
bettagen. § 4 

Erhebungszeitraum. 
(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 
(2) Der erste Erhebungszeitraum beginnt mit dem 

Tage des Inkrafttretens der Verordnung und endet 
mit Ablauf des Kalenderjahres 1939. 

§ 5 
Erhebung. 

Der Kriegszufchlag zur Einkommensteuer wird 
bei der Veranlagung zur Einkommensteuer festge- 
setzt, soweit er nicht nach Anordnung des Reichs- 
ministers der Finanzen durch Steuerabzug zu er- 
heben ist. 

Unterabschnitt 5. 
Kriegsbeitrag der Länder, Gemeinden und 

sonstiger Körperschaften des öffentlichen Rechts. 

§ 17 
Sonstige Körperschaften des öffentlichen Rechts, 

die zur Erhebung von Steuern, Umlagen oder Bei- 
ttägen berechtigt sind, und andere zur Erhebung 
von Pflichtbeiträgen berechtigte Organisationen 
leisten einen Kriegsbeitrag nach Maßgabe näherer 
Bestimmungen. Diese Körperschaften und Organi- 
sationen dürfen die von ihnen erhobenen Steuer-, 
Umlage- oder Beitragssätze nicht erhöhen. 

Abschnitt III. 
Kriegslöhne. 

(3) Zuschläge für Mehrarbeit, Sonntags-, Feier- 
tags- und Nachtarbeit sind nicht mehr zu zahlen. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten entsprechend für die 
Entgelte und sonstigen Arbeitsbedingungen der 
Heimarbeit. § 

Vorschriften und Vereinbarungen über den Ur- 
laub treten vorläufig außer Kraft. Die näheren 
Bestimmungen über das Wiederinkrafttteten erläßt 
der Reichsarbeitsminister. 

§20 
Der Reichsarbeitsminister kann von den bestehen- 

den Vorschriften abweichende Bestimmungen über 
Erlaß und Inhalt von Tarifordnungen und die regel- 
mäßige Arbeitszeit tteffen sowie Ausnahmen von 
bestehenden Arbeitsschutzvorschriften zulassen. Für 
öffentliche Verwaltungen und Betriebe erläßt der 
Reichsarbeitsminister diese Bestimmungen im Ein- 
vernehmen mit den beteiligten Reichsministern. 

§21 
(1) Wer Löhne oder Gehälter entgegen den Vor- 

schriften der §§ 18 bis 20 dieser Verordnung 
verspricht oder gewährt oder sich versprechen oder 
gewähren läßt, wird vom Reichstteuhänder oder 
Sondertteuhänder der Arbeit mit einer Ordnungs- 
strafe in Geld in unbegrenzter Höhe für jeden Fall 
der Zuwiderhandlung belegt. Die gleiche Strafe 
trifft denjenigen, der günstigere sonstige Arbeits- 
bedingungen fordert oder gewährt, als sie nach den 
Vorschriften dieser Verordnung zulässig sind. Gegen 
den Ordnungsstrafbescheid ist die Beschwerde an 
den Reichsarbeitsminister zulässig. 

(2) 2n schweren Fällen ist die Strafe Gefängnis 
oder Zuchthaus. Die Strafverfolgung tritt auf An- 
trag des Reichstreuhänders oder Sondertreuhänders 
der Arbeit ein. Der Antrag kann zurückgenommen 
werden. 

Abschnitt V. 

Schlußbestimmungen. 

§ 30 
Die Verordnung tritt am Tage der Verkündung 

in Kraft. 

2. Erste Durchführungsbestimmungen über 
den Kriegszuschlag zur Einkommensteuer. 

(Erste EZDB.) 

Auf Grund der Kriegswirtschaftsverordnung vonr 
4. 6#%)^ 1939 BbfcWK V § 29 (9M# 
gesetzbl. I S. 1609) und des § 12 der Reichsab- 
gabenordnung wird hierdurch verordnet: 
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Zu Z 2 der Verordnung. 

§ 1 
ßreigrenaen beim Bobnabaugao erfahr en. 

Sßon bem ^neg$au#kg aur Sinfommenfteuer 
sind Arbeitnehmer befreit, deren Arbeitslohn 234 
Reichsmark monatlich, 54 Reichsmark wöchentlich, 
9 5Re#3mwd tüglicb ober 4.50 gtelcbamarf 
täglich nicht übersteigt (Freigrenzen). Die Frei- 
grenzen erhöhen sich um die Beträge, die auf der 
Bobnfteuerfarie ata steuerfrei oermertt stub. 

Zu §§ 4 und 5 der Verordnung. 
§ 2 

Verkürzter Erhebungszeitraum. 
Ist ein Erhebungszeitraum kürzer als bas Ka- 

lenberjabr, so betrügt ber Kriegaaufcblag sur Sin» 
kommensteuer für jeden Kalenbermonat, der im 
Srbebungaaeitraum enbet, eiu 3mMffeI bea Sabrea» 
betrags. 

§ 3 
Vorauszahlungen. 

(1) Der Steuerpflichtige hat am 10. März, 
10. Suni, 10. September uub lO.Beaember Borana» 
aahtungen auf ben Kriegaaufcblag aur Sintommen» 
(teuer au entrichten. Sehe Borauaaabtung betrügt 
ein Viertel bea ante# feftgefeßten, um bie angerech» 
neten Steuerabaugabetrüge perminberten Kriegaau» 
schlags zur Einkommensteuer. 

(2) Bis zur Bekanntgabe des ersten Einkommen- 
(teuerbefdbeiba, in bem ein Kriegasu^Iag aur Gin« 
tommenfteuer feftgefe# iß, betragen bie Boraua» 
aabtungen ie ein Achtet ber autelt oeranlagten, um 
bie angeredbneten Steuerabaugabetrüge (§ 47 Ab» 
fa$ 1 Ziffer 2 bea Sintommenfteuergefehea) rer« 
minderten Einkommensteuer. 

(3) Bie Borauaaahtungen für ben ersten Sr» 
Hebungszeitraum find am 10. Oktober und am 
10. Dezember 1939 fällig. Sie betragen je ein 
gwblftet ber au#t oeranlagten, um bie angered)' 
neten Steuerabzugsbeträge (§ 47 Absatz 1 Ziffer 2 
bea Sintommenfteuergefehea) perminberten Sin» 
kommensteuer. 

(4) Die Vorschriften in den §§ 36 und 37 des 
Sintommenfteuergefebea ßnb fmngemü# anautoenben. 

§ 4 

Erhebung bea Kriegaaufchlaga aur 
Einkommensteuer im AbzugsPerfahren. 

(1) Bei ben Einkünften aus nichtfelbständiger 
Arbeit und bei den Einkünften aus Kapitalper- 
mögen, bie § 43 bea Sintommenfteuergefehea gern# 

bem Steuerabang Pom Kapitalertrag (Kapitalertrag» 
(teuer) unterliegen, toirb ber Kriegaaufcblag aur 
Sinfommenfteuer burch Steuerabgug erhoben. 

(2) Bei ber Srbebung bea Kriegaauf^^^aga aur 
Sinfommenfteuer im Abaugaoerf abren bleiben Bruch» 
teile einea SReichapfenniga außer Betracht. 

(3) Ber Kriegaaufcblag aur Sinfommenßeuer ist 
im Bobnfonto (§ 31 ber Bobnßeuerburcbfübrunga» 
beftimmungen, § 31 ber Streiten Bobnfteuerburcb» 
fübrungaperorbnung), in ber Bobnßeueranmelbung 
(§ 44 ber Bobnßeuerbur^^fübrungabe(timmungen, 
§ 44 ber streiten Bobnßeuerburchfübrungaperorb» 
nung) unb bei ber Abführung (§§ 41 unb 42 ber 
Lohnsteuerdurchführungsbestimmungen, §§ 41 und 
42 ber streiten ßobnfteuerburcbfübrungaoerorbnung) 
befonbera au beaeicbnen. Sntfprecbenbea gilt für bie 
Srbebung bea Kriegaaufchlaga aur Sinfommen» 
(teuer pon ben aba^ap^^!^ Kapitalertrügen 
(§§ 8 bia 10 ber Kapita^er^rag(teuerbur^^fübrunga» 
perorbnung). 

§ 5 
Erhebung bea Kriegaauf^^^aga aur 

Sinfommenfteuer (Abaugaoerfabren) 
im ersten Erhebungszeitraum. 

Ber Kriegaaufcblag aur Sinfommenfteuer toirb 
bur^^ Steuerabaug erftmala erhoben: 

1. pom laufenben Arbeitalobn für einen Bobn» 
aablungaaeitraum, ber nadb bem 4. September 
1939 endet, 

2. pon ben sonstigen Beaügen, bie bem Steuer» 
pflichtigen nach dem 4. September 1939 zu- 
fließen. 

§ 6 
Beseitigung von Härten. 

(1) Ber Kriegaaufcblag aur Sinfommenfteuer 
ist so au bemessen, baß bem Steuerpflichtigen ein 
Einkommen von mindestens 2400 Reichsmark 
verbleibt. 

(2) Beim Bobnabsugaoerfabren ist ber Kriega» 
aufcblag aur Sinfommenfteuer so au bemessen, baß 
bem Arbeitnehmer ein Arbeitalobn oon minbeftena 
234 SReicbamar! monatlich, 54 9teicbamarf wöchent» 
lieb, 9 gteiebamart tügtieb ober 4.50 gteiebamarf 
balbiüglich Perbleibt. Ber Arbeitalobn, ber bem 
Arbeitnehmer mindestens verbleiben muß, erhöht 
(ich um bie Betrüge, bie auf ber Bobnfteuerfarte 
als steuerfrei vermerkt find. 

Fr ei bürg i. Br., ben 9. Oktober 1939. 

Erzbischöfliches Orbinariat. 
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(Orb. 16. 10. 1939 Nr. 15594.) 

Erhebung von Kirchensteuern (-beitragen) 
von ausländischen gewerblichen Wander- 

arbeitern. 
Wir bringen das Schreiben des Herrn Reichs- 

ministers sür die kirchlichen Angelegenheiten vom 
12. Oftober 1939 I 1827/39 II beft. bie (&#ung 
von Kirchensteuern (-beitragen) von ausländischen 
gewerblichen Wanderarbeitern nachstehend zur 
Kenntnis und zur Darnachachtung: 

„Mit Runderlaß vom 7. November 1938 — 
I 2187/38, II — hatte ich den kirchlichen Behörden 
Mitteilung von einem Schreiben gemacht, das der 
Herr Reichsarbeitsminister wegen der kirchensteuer- 
lichen Behandlung von ausländischen landwirtschaft- 
lichen Arbeitern an mich gerichtet hatte. Ich hatte 
die kirchlichen Behörden gebeten, dafür Sorge zu 
tragen, daß von diesen ausländischen Wanderar- 
beitern allgemein und grundsätzlich keine Kirchen- 
steuern erhoben werden. 

Wie der Herr Reichsarbeitsminister mir mitteilt, 
ist es infolge des erheblichen Mangels an gewerb- 
lichen Arbeitskräften dringend notwendig geworden, 
zur Deckung des Bedarfs auch auf diesem Gebiet 
auf ausländische Arbeiter zurückzugreifen. Diese 
Arbeiter sind im wesentlichen in staatswichtigen Be- 
trieben eingesetzt. Die in dem erwähnten Runderlaß 
dargelegten Verhältnisse der ausländischen land- 
wirtschaftlichen Wanderarbeiter treffen auch auf die 
ausländischen gewerblichen Arbeiter, die größtenteils 
als Bauarbeiter tätig sind, zu. Diese werden von 
den deutschen Betrieben auf Grund eines zeitlich 
begrenzten Arbeitsvertrages beschäftigt, nach dessen 
Ablauf sie in die Heimat zurückkehren. Ein Wohn- 
sitz wird von ihnen in Deutschland nicht begründet. 

Ich ersuche daher die kirchlichen Behörden dafür 
zu sorgen, daß wie bei den landwirtschaftlichen so 
auch bei den gewerblichen ausländischen Wander- 
arbeitern allgemein und grundsätzlich von der Er- 
hebung von Kirchensteuern (-beiträgen) abgesehen 
wird." 

Freiburg i. Br., den 16. Oktober 1939. 

Erzbischöfliches Ordinariat. 

(Orb. 16. 10. 1939 Nr. 15612.) 

Gebet in der Not der Zeit. 
Der Text des von Seiner Exzellenz dem Herrn 

Erzbischof verfaßten Gebetes in der Not der Zeit 

(Amtsblatt Nr. 28,1939) kann im Sonderdruck von 
der I. Dilger'schen Buchdruckerei, Freiburg i.Br., 
Herrenstraße 8, zu folgenden Mengenpreisen ein- 
schließlich Porto bezogen werden: 

100 GW ^ 1.30,200 6ükd 2.50,300 6üid 3.40, 
500 Stück 5.—. Bei größeren Posten bedeutende 
Ermäßigung. 

Freiburg i. Br., den 16. Oktober 1939. 

Erzbischöfliches Ordinariat. 

(Orb. 17. 10. 1939 Nr. 15648.) 

Lhnstkönigsfeier. 
Zum Christkönigsfeft ist im Verlag des Erz- 

bischöflichen Missionsinstituts zu Freiburg i. Br., 
Schloßbergstr. 26/28, erschienen: „Jesus Christus 
— Der König" von Monsignore Dr. A. Schuldis. 
Dieses Heft 10 der „Volksliturgische Feiern" ist 
ausgebaut auf den Grundgedanken: Jesus Christus: 
König der Zeit und Ewigkeit, der sieghaften Macht, 
der Gerechtigkeit und der Treue. Es läßt sich mit 
diesem Heft eine wirkungsvolle volksliturgische Feier- 
stunde am Christkönigsfest und auch sonst während 
des Jahres gestalten. Wir empfehlen deshalb diese 
Neuerscheinung bestens. 

Die Preise sind folgende: Einzelpreis JUl. 08—, 
50 @tüd 3.75, 100 6Wd 7.—. 

Freiburg i. Br., den 17. Oktober 1939. 

Erzbischöfliches Ordinariat. 

verzicht. 
Der Hochwürdigste Herr Erzbischof hat den Ver- 

zicht des Pfarrers Joseph Rag g auf die Pfarrei 
Oberhomberg mit Wirkung vom 15. November 
ds. Js. cum reservatione pensionis angenommen. 

Publicatio beneficiorum conferendorum. 

Bergheim, decanatus Linzgau. 

Soelden, decanatus Breisach. 

Collatio libera. Petitiones intra 14 dies propo- 
nantur. 

Sterbfall. 
17. Oft.: Karl Friedrich Kaiser, resign. Pfarrer 

von Ebersweier, f in Freiburg i. Br., 
Lorettokrankenhaus. 

R. I. P. 

G Herausgegeben von bem Erzbischöflichen Orbinariat, 
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